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Ralf Knaier - Die Digitalisierung des deutschen Gesellschaftsrechts durch den Referentenentwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 
Digitalisierungs-RL im Gesellschaftsrecht und Handelsregisterrecht (RefE-DiRUG) 

Am 18.12.2020 hat das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) den lange erwarteten Referentenentwurf für ein Gesetz 
zur Umsetzung der Digitalisierungs-RL im Gesellschaftsrecht und Handelsregisterrecht (RefE-DiRUG) veröffentlicht. Hiermit wird ein wichtiger 
Schritt auf dem Weg zur Digitalisierung des deutschen Gesellschaftsrechts gegangen. Das DiRUG soll die Richtlinie (EU) 2019/1151 des Europä­ 
ischen Parlaments und _des Rates vom 20.6.2019 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 im Hinblick auf den Einsatz digitaler Werkzeuge und 
Verfahren im Gesellschaftsrecht umsetzen. Wesentliche Neuerungen sind hierbei die Ermöglichung einer Onlinegründung für die GmbH und die 
weitere Digitalisierung der Verfahren zur Registeranmeldung bei Kapitalgesellschaften sowie Regelungen zum grenzüberschreitenden Informati­ 
onsaustausch zu inhabilen Geschäftsführern. Flankiert wird dieses Konzept durch eine Verbesserung der Registervernetzung und Informations­ 
zugänglichkeit im Binnenmarkt sowie eine angestrebte Verbesserung des lntorrnatinnsaustauschs über Zweigniederlassungen im grenzüber­ 
schreitenden Kontext. 169 

Prof. Dr. Markus Gehr/ein - Der Überschuldungsbegriff - Irrungen und Wirrungen 

Der Überschuldungstatbestand ist seit jeher umstritten. Rechtsprechung und Schrifttum haben lange über eine sachgernälse Auslegung gerun- 
gen. Auch der Gesetzgeber ist nicht untätig geblieben. Er hat den Überschuldungstatbestand wiederholt bis in seine Grundfesten umgestaltet. Eine 
erneute Änderung ist mit dem Beginn dieses Jahres in Kraft getreten. Mehr denn je benötigt die Praxis klare Orientierung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 183 
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ter-Geschäftsführers - Mehrheit versus Minderheit und vice versa (Teil II) 

Der zweite Teil des Beitrags nimmt die Abberufung aus wichtigem Grund nach§ 38 Abs. 2 GmbHG in den Blick. Insbesondere werden der An­ 
knüpfungspunkt für das - grundsätzlich anerkannte - Stimmverbot des betroffenen Gesellschafters sowie die Rolle des Versammlungsleiters bei 
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g Das Seminar „Pensionszusagen an GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführer" gibt Ihnen anhand von 
Fallbeispielen und Musterformulierungen wertvolle Beratungshinweise: Jetzt anmelden! 
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